
VG Rhens muss auf Brautschau gehen
Kommunalreform Eine Traumhochzeit wird es nicht werden – „Single“ zu bleiben, ist allerdings auch keine Option – Noch
kann sich die Verbandsgemeinde ihren Partner für die Kommunal-Ehe selbst aussuchen – 13 Fragen und Antworten zur Fusion

Von unserer Mitarbeiterin
Annette Hoppen

M Rhens. Spätestens zum 31. De-
zember 2012 hat das Single-Leben
für die VG Rhens ein Ende. Wenn
sie bis dahin keinen Partner fürs
weitere kommunale Leben gefun-
den hat, wird der Landtag die Ver-
bandsgemeinde im Zuge der Kom-
munalreform zwangsverheiraten.
Welche Optionen hat Rhens bei
der Brautschau? Winfried Manns,
Geschäftsführer des Gemeinde-
und Städtebundes Rheinland-Pfalz,
beantwortete jetzt auf Ein-
ladung der CDU „Rund um
den Königsstuhl“ im Rah-
men einer Informations-
veranstaltung die Fragen
vieler Bürger.

1.Wie sieht die rechtli-
che Grundlage aus?

Im September 2010 hat der
Mainzer Landtag die Kom-
munalreform beschlossen.
Auf deren Grundlage wer-
den Verbandsgemeinden
mit weniger als 12 000 Ein-
wohnern und verbands-
freie Kommunen mit we-
niger als 10 000 Einwoh-
nern durch Zusammenle-
gung mit anderen VGs oder
durch Anschluss an eine ver-
bandsfreie Stadt aufgelöst. Et-
wa 30 Verbandsgemeinden im
Land sind von der Regelung
betroffen.

2. Gibt es noch einen Mög-
lichkeit, die Eigenstän-

digkeit zu erhalten?
„Die Chancen dazu sind mini-
mal“, lautet die klare Ansage
von Manns. Ausgehend von
der bundesweiten Rechtspre-
chung dürfte die Erfolgsaus-
sicht, über den Klageweg die
Eigenständigkeit zu erhalten,
nach Manns’ Prognose gegen
null tendieren. Eine Gesetzes-
änderung durch eine mögliche
politische Kräfteverschiebung
nach der Landtagswahl schließt
Manns ebenfalls aus. In Sa-
chen Kommunalreform herr-
sche vom Grundsatz her Ei-
nigkeit.

3. Wann und wie wird die
Reform umgesetzt?

Bis zum 31. Dezember 2012
läuft eine sogenannte Freiwil-
ligkeitsphase. Innerhalb dieser
Zeit können sich die betrof-
fenen Kommunen selbst nach
einem neuen Partner um-
schauen und Verhandlun-
gen aufnehmen. Kommt es
bis zu diesem Stichtag nicht
zu einer Kooperationsver-
einbarung, entscheidet der
Landtag über den Zu-
sammenschluss. Vollzo-
gen sein muss die „kom-
munale Ehe“ dann bis spä-
testens Ende 2014.

4. Sollte sich die VG Rhens
freiwillig einen Partner su-

chen oder warten?

„Wenn man Dinge selbst beein-
flussen kann, sollte man das auch
tun“, lautet die Empfehlung von
Winfried Manns. Viele für einen
Zusammenschluss entscheidenden
Faktoren können von der VG be-
einflusst werden, wenn sie selbst
mit einer anderen Kommune in
Verhandlungen tritt. Zum Beispiel:
Bei einer VG-Verwaltung, die bei
einem Zusammenschluss mit der
VG Untermosel in Kobern-Gondorf
ihren Sitz hätte, wäre eine Außen-
stelle in Rhens verhandelbar.

5. Hat es Vorteile, wenn sich die
VG Rhens schon in der Frei-

willigskeitsphase auf die Suche
macht?
Auf jeden Fall. Denn: Das Land
zahlt eine „Hochzeitsprämie“, ge-
staffelt nach der Einwohnerzahl
der Kommunen, die sich zusam-
menschließen. Laut Manns wird
die Prämie voraussichtlich im
sechsstelligen Bereich liegen.

6.Wie viel Zeit bleibt der VG
Rhens noch, um auf Braut-

schau zu gehen?
„Ich würde keinesfalls bis zur
Landtagswahl warten“, empfiehlt
Manns. Sinnvoll sei es aber, das Er-
gebnis der von der Kommune in
Auftrag gegebenen Studie abzu-
warten. „Dann gilt es aber, sofort
zu handeln“, betont der Ge-
schäftsführer des Gemeinde- und
Städtebundes.

7. Nach wel-
chen Krite-

rien sollte die VG
Rhens nach einem
Wunschkandida-
ten suchen?
Winfried Manns:
„Emotionen und
politisches Kal-
kül sollten bei
der Entschei-
dung außen vor
bleiben.“ Seine
Empfehlung
lautet: auf
sachlicher
Ebene finanz-
wirtschaftliche
und kommu-
nalwirtschaftli-
che Aspekte
prüfen und dann

ebenso sachlich an-
hand der Datenlage
eine Entscheidung
treffen. Ein nicht zu
verachtender Aspekt
ist für Manns zudem
die Nähe zur neuen
Verwaltung. Die sollte
auch bei Erwägungen
beachtet werden, die
einen Sprung über die
Kreisgrenzen bedingen.

8. Welche Partner
stehen zur Wahl,

und welche Konsequen-
zen hat ein Zusam-
menschluss?
Möglich ist ein Anschluss
von Rhens an die Stadt
Koblenz. Dann verlieren
die Ortsgemeinden ihre
Eigenständigkeit. Rhens
wird zum Stadtteil. Die
zweite Option ist ein Zu-
sammenschluss mit der
Stadt Boppard. Entweder
als Stadtteil oder über eine
zu bildende Verbandsge-

meinde. Als dritte Möglichkeit bie-
tet sich der Zusammenschluss mit
der VG Untermosel an. Auch hier
besteht die Option: Anschluss oder
Neubildung einer Verbandsge-
meinde.

9. Gibt es einen Partner-Vor-
schlag vonseiten des Ge-

schäftsführers des Gemeinde- und
Städtebundes?
Nicht direkt. Aber eine Warnung.
„Ich kenne den Haushalt der Stadt
Koblenz, und die Zahlen dort sind
nicht so toll“, erläutert Manns. Ein
Zusammenschluss mit der Rhein-
Mosel-Stadt wäre also nicht sein
persönlicher Favorit. Außerdem
gibt Manns zu bedenken: „Ob es

sinnvoll ist, einen reichen Land-
kreis, wie den von Mayen-Koblenz
zu verlassen und sich dafür einem
armen wie dem Rhein-Hunsrück-
Kreis anzuschließen, wage ich zu
bezweifeln.

10. Können einzelne Ortsge-
meinden innerhalb der

Verbandsgemeinde Rhens auch ei-
nen anderen Partner wählen als die
restlichen VG-Gemeinden?
Spay wird Stadtteil von Boppard,
Waldesch geht zur VG Untermosel,
und Rhens schließt sich mit Brey
der Stadt Koblenz an: Grundsätz-
lich ist auch das eine mögliche Va-
riante. Diese müsse dann aber
kommunalwirtschaftlich und fi-
nanzpolitisch begründet werden.

11. Gibt es die Möglichkeit, die
Bürger in einem Bürgerent-

scheid über die Fusionierung ab-
stimmen zu lassen?
„Nein“, lautet die klare Aussage
von Winfried Manns. Zwar sei es
möglich, die Bürger vorab um ihre
Meinung zu fragen. Die Entschei-
dung selbst aber dürfe nicht über
eine solche Abstimmung herbei-
geführt werden. Das sieht das Ge-
setz nicht vor.

12. Welche Verhandlungs-
strategie sollte die VG

Rhens wählen? Anschluss oder auf
die Bildung einer neuen Verbands-
gemeinde pochen?
Manns betont: „Eine kleine Ver-
bandsgemeinde muss nicht unbe-
dingt der schwächere Verhand-
lungspartner sein.“ Entscheidend
seien auch hier die Zahlen und et-
wa auch die Infrastruktur, die eine
Kommune mitbringt. Deshalb ist
sich der Geschäftsführer des Ge-
meinde- und Städtebundes sicher:
Auch wenn der Bopparder Stadtrat
einen anderslautenden Beschluss
gefasst und bislang kein Interesse
an einer Umwandlung in eine Ver-
bandsgemeinde gezeigt hat, kann
Rhens in noch zu führenden Ver-
handlungen durchaus auf die Bil-
dung einer neuen gemeinsamen
Verbandsgemeinde bestehen. Oder
sich eben in anderer Richtung um-
schauen.

13. Wer entscheidet auf wel-
chen Ebenen über die Fu-

sionierung?
Ein Zusammenschluss zweier
Kommunen ist möglich, wenn mehr
als die Hälfte der Ortsgemeinden
der Fusionierung zustimmen und
in diesen betreffenden Ortsge-
meinden mehr als die Hälfte der
Einwohner einer VG wohnen. Den
Beschluss fällt dann der VG-Rat. Ist
ein Kreiswechsel erforderlich, muss
auch der aufnehmende Kreis seine
Zustimmung erteilen. Vollzogen
wird der Zusammenschluss aber
erst durch den Landtag, der letzt-
endlich die Entscheidung trifft.
„Wenn zwei Kommunen in der
Freiwilligkeitsphase zueinander-
finden, wird der Landtag aber be-
stimmt nicht gegen eine solche Fu-
sionierung stimmen“, lautet Manns’
Prognose.

Die Kandidaten

Sind die Nachbarn für
Kommunal-Ehe offen?
Würde Boppard die VG Rhens
gerne eingemeinden? Wäre die
VG Untermosel auch bereit, mit
den Rhensern eine neue Ver-
bandsgemeinde zu bilden? Und:
Lockt die Stadt Koblenz vielleicht
mit einem besonderen Verhand-
lungsangebot, um die VG Rhens
schlucken zu dürfen und sich so
mit dem Zuwachs an Einwohnern
den Großstadtstatus mit Blick auf
die demografische Entwicklung
sichern zu können? Die RZ hat
bei den Bürgermeistern nach-
gefragt.

Dr. Walter Bersch, Bürgermeister
der Stadt Boppard: „Alles ist
denkbar. Nur: Es ist schwerer,
eine Einheitsgemeinde zu zerle-
gen als zu bilden. Boppard ist in

der Regel
aufgrund
seiner Wirt-
schaftskraft
der größte
Kreisumla-
genzahler im
Rhein-Huns-
rück-Kreis,
womit klar
sein dürfte,
dass der
Rhein-Huns-

rück-Kreis mit 103 000 Einwoh-
nern weniger auf die Stadt Bop-
pard mit 16 300 Einwohnern ver-
zichten kann als der Landkreis
Mayen-Koblenz mit 211 000 Ein-
wohnern auf die Verbandsge-
meinde Rhens mit 8700 Einwoh-
nern. Entscheidend wird jedoch
sein, was die Bürgerinnen und
Bürger nach sorgsamem Abwägen
aller Vor- und Nachteile wollen.“

Prof. Dr. Joachim Hofmann-Göttig,
Oberbürgermeister der Stadt
Koblenz: „Die Stadt Koblenz ar-
beitet schon heute erfolgreich mit
ihren Nachbarn zusammen. Bei-
spiele gibt es im Bereich der Ab-
fallentsorgung oder bei der Was-
serversorgung und -entsorgung.
Dies ist schon einmal eine gute
Grundlage, um vertrauensvoll

auch über
eine Kom-
munalreform
zu sprechen.
Wir gehen
unvoreinge-
nommen in
Gespräche,
wenn eine
unserer
Nachbar-
kommunen
auf uns zu-

kommt. Eines sollten wir aber
wegen der jüngsten Erfahrungen
bei Infrastrukturprojekten beden-
ken: Wir müssen auf jeden Fall
die Bürgerinnen und Bürger ein-
binden.“

Bruno Seibeld, Bürgermeister der
VG Untermosel: „Wir sind zu Ge-
sprächen mit anderen Kommunen
mit der Maßgabe offen, dass auch
künftig die Zugehörigkeit aller
der VG Untermosel angehörenden
Ortsgemeinden zum Landkreis
Mayen-Koblenz erhalten bleibt.
Der VG-Rat bittet die Kommunen,
die an einer Fusion mit der Ver-

bandsge-
meinde Un-
termosel in-
teressiert
sind, die Be-
schlussfas-
sungen in
ihren Gremi-
en zeitlich so
zu fassen,
dass eine
Entscheidung
noch in der

Freiwilligkeitsphase möglich ist.
Wir haben auf der anderen Seite
ja auch die VG Treis-Karden, die
allerdings im Landkreis Cochem
liegt. Wir sind in die vom Innen-
ministerium in Auftrag gegebenen
Gutachten sowohl für Rhens als
auch für Treis-Karden einbezo-
gen. Über Details wird derzeit
weder in dem einen noch in dem
anderen Falle verhandelt. Dies
wird der Fall sein, wenn eine
dieser beiden oder beide Ver-
bandsgemeinden an uns heran-
treten. agh

FWG hat Fühler schon ausgestreckt
Verhandlungen Die Freien Wähler der VG Rhens wollen
nicht warten, bis das Gutachten vorliegt

M Rhens. Die Verbandsgemein-
de Rhens nimmt keine Ver-
handlungen mit Nachbarkom-
munen auf, solange das Gut-
achten aus Mainz nicht vor-
liegt: Das hat der Verbands-
gemeinderat in jüngster Sit-
zung beschlossen. Der Rat will al-
so weiter warten.
In den Reihen der FWG-Frak-

tion sieht man diesen Be-
schluss jedoch recht kritisch. Auf
informeller Ebene haben die Frei-
en Wähler deshalb Kontakt zur
FWG der Untermosel aufge-

nommen. „Da die Zeit drängt
und nicht abzusehen ist, wann
die Gutachten vorliegen wer-
den, sind solche Vorabgesprä-
che sehr hilfreich“, so Horst Zim-
mermann, Fraktionschef der FWG
in der VG Rhens.
Zimmermann betont: „Ein sol-

ches Gespräch dient dem Ken-
nenlernen, dem Aufzeigen der
rechtlichen Situation, dem Er-
kennen etwaiger Bedenken, die
ja auch im emotionalen Be-
reich liegen können, sowie dem
Abklären gemeinsamer oder auch

unterschiedlicher Vorstellungen
bezüglich einer neu zu grün-
denden VG.“ Mit solchen Ge-
sprächen, so Zimmermann wei-
ter, werde den wohl erst im neu-
en Jahr beginnenden offiziellen
Verhandlungen ein Zeit- und Wis-
sensvorsprung mitgegeben. Das
sei enorm wichtig, da die Frei-
willigkeitsphase im Jahr 2012 en-
det und für die Vielfalt der zu klä-
renden Fragen nicht mehr viel
Zeit bleibe.
Zudem drängt die FWG da-

rauf, die Bürger zumindest an
der Entscheidungsfindung rasch
zu beteiligen, auch wenn ein Bür-
gerentscheid selbst aus recht-
licher Sicht nicht infrage kommt.

Zimmermann erläutert: „Eine of-
fizielle Bürgerbeteiligung in Form
eines Bürgerentscheids ist zwar
ausgeschlossen. Ohne Beteili-
gung der Bürger zumindest im
Rahmen von Informationsveran-
staltungen sollte aber durch die Rä-
te keine Entscheidung getrof-
fen werden.“
Deswegen lädt die FWG für Frei-

tag, 25. November, zu einer In-
foveranstaltung nach Waldesch
ein. „Hierbei sollen die Ge-
setzeslage, die Auswirkungen der
Kommunalreform sowie die mög-
lichen Alternativen für uns be-
züglich etwaiger Partner auf-
gezeigt werden“, sagt der Rhenser
FWG-Chef. agh

Gutachten lässt
auf sich warten
M Mainz. Welcher Partner ist für
die VG Rhens aus kommunalwirt-
schaftlicher und verwaltungstech-
nischer Sicht die beste Wahl? Diese
Frage soll in einem Gutachten be-
antwortet werden, das das Mainzer
Innenministerium in Auftrag ge-
geben hat. Das Problem: Noch liegt
dieses Gutachten den Kommunen,
die ihre Eigenständigkeit wegen
zu geringer Größe und Einwoh-
nerzahl aufgeben müssen, nicht
vor. Kritische Stimmen befürchten
und vermuten, die Landesregie-
rung halte das Papier aus politi-
schen Gründen bis zur Landtags-
wahl zurück. agh
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